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Bedrohung von rechts

Die rechtsextreme Terrorgrup-
pe „Nordkreuz“ hat neben

Namen und Adressen von linken
Aktivisten, Punks und Politikern
auch die von bekannten Künst-
lern zusammengetragen. Das geht
aus einer 24522 Personen umfas-
senden Liste hervor, die Ermittler
der Bundesanwaltschaft und des
Bundeskriminalamtes (BKA) bei
„Nordkreuz“ sichergestellt haben.
Die Excel-Datei liegt dem Redak-
tions-Netzwerk Deutschland
(RND) sowie der „Stuttgarter Zei-
tung“ und den „Stuttgarter Nach-
richten“ (StZN/Freitag) vor.

Die Daten gehen auf einen
Angriff rechter Hacker auf einen
Duisburger Online-Versandhan-
del vom Januar 2015 zurück. Die
Hacker erbeuteten damals rund
40000 Kundendaten. Laut Polizei
stammt die rechte Hacker-Truppe
aus Brandenburg. Ein Bekenner-
schreiben wurde mit „Nationaler
Widerstand“ unterzeichnet.

Der Duisburger Online-Ver-
sand vertreibt Mode, Schmink-
utensilien, Haarfarbe und Tonträ-
ger für Sympathisanten der lin-
ken Szene („Unterwegs in Sachen
Punkrock seit 1990“). Die ins Netz
gestellte Namens- und Adressen-
liste stellten Ermittler der Bun-
desanwaltschaft im April 2018 bei
einer Durchsuchung von „Nord-
kreuz“-Angehörigen in Mecklen-
burg-Vorpommern auf elektroni-
schen Datenträgern sicher.

Eine Antwort der Landesregie-
rung Brandenburg auf eine Anfra-
ge der Linken vom September
2018 bestätigt, dass es sich bei der
„Nordkreuz“-Liste um den Hack
des Online-Versands aus Duisburg
handelt. Damals ging das BKA von
einer „abstrakten Gefahrenlage“

für die aufgezählten Personen
aus. Darum seien diese auch nicht
informiert worden.

Auf der Liste der Brandenbur-
ger Hacker sind nach bisherigen
Erkenntnissen der Sicherheitsbe-
hörden nicht die Namen derjeni-
gen 29 Personen verzeichnet, die
das BKA und betroffene Landes-
kriminalämter seit Anfang Juni
über eine mögliche Gefährdung
durch „Nordkreuz“ informieren.
Diese 29 Namen befinden sich auf
rund 500 Seiten in Aktenordnern,
die im August 2017 bei einem
Rostocker Anwalt und „Nord-
kreuz“-Mitglied beschlagnahmt
wurden. Die Polizei will nach
RND-Informationen bislang nur
diese Personen kontaktieren, weil
hinter ihren Namen handschrift-
liche Notizen mit zusätzlichen
Angaben über neue Meldedaten,
Namensänderungen oder Ge-
burtsnamen stehen.

Nach RND-Informationen gel-
ten aber derweil weit mehr Perso-
nen als potenzielle Opfer rechts-
extremer Anschläge. Die Zahl 29

wird in Sicherheitskreisen als
„viel zu gering“ bewertet.

„Nordkreuz“ setzt sich aus gut
30 Mitgliedern zusammen, über-
wiegend aus Angehörigen oder
ehemaligen Angehörigen von Spe-

zialeinheiten der Polizei und Bun-
deswehr. Die meisten von ihnen
verfügen als Jäger und Sportschüt-
zen legal über Waffen und Muniti-
on. Nach RND-Informationen
plante „Nordkreuz“, bundesweit
Anschläge auf „linke Persönlich-
keiten“ zu verüben und dafür rund
200 Leichensäcke und Ätzkalk zu
bestellen. Die Liste des Online-Ver-
sands sollte dazu genutzt werden,
Angaben zu möglichen Zielperso-
nen zu präzisieren, wie ein Ermitt-
ler dem RND bestätigte.

Nach Angaben des „Tagesspie-
gel“ hatte auch die rechtsextreme
Terrorgruppe „Revolution Chem-
nitz“ Zugriff auf die Liste des On-
line-Versands. An der rechten
Chatgruppe seien mehr als 340
Neonazis beteiligt gewesen. Laut
Bundesanwaltschaft wird acht
Mitgliedern vorgeworfen, am
3.Oktober 2018 in Berlin einen
Anschlag auf Feierlichkeiten zum
Tag der Deutschen Einheit ge-
plant zu haben, um einen Bürger-
krieg auszulösen. Durch Festnah-
men der acht mutmaßlichen Mit-

glieder habe eine rechte An-
schlagserie verhindert werden
können.

Das Bundesinnenministerium
verweigert mit Verweis auf die
Bundesanwaltschaft bislang An-
gaben zu möglichen „Todeslis-
ten“. „Da es sich um laufende Er-
mittlungen handelt, müssen wei-
tere Auskünfte unterbleiben“,
heißt es in einer Antwort von In-
nenstaatssekretär Helmut Teich-
mann auf eine Anfrage von FDP-
Innenexperte Benjamin Strasser,
die dem RND vorliegt.

Der FDP-Politiker übt scharfe
Kritik am Vorgehen der Bundes-
regierung. Die Meldung über be-
stellte Leichensäcke und Ätzkalk
im Zusammenhang mit Spezial-
einheiten der Polizei und der
Bundeswehr sei brisant. Trotz
mehrerer Anfragen werde der
Bundestag seit Monaten nicht
umfassend über die Erkenntnisse
der Behörden informiert. „Die
Bundesregierung versteckt sich
bei nahezu jeder Frage hinter den
Ermittlungen des Generalbundes-
anwalts. Das kann nicht sein. Wir
haben einen Anspruch, Informa-
tionen über strukturelle Zusam-
menhänge im Bereich des politi-
schen Extremismus zu erhalten“,
sagte Strasser dem RND.

Dass die Gefahr durch rechten
Terror nicht nur abstrakter Natur
ist, belegt die Ermordung des
Kasseler Regierungspräsidenten
Walter Lübcke. Der hessische
Rechtsextremist Stephan E. ist
dringend tatverdächtig, Lübcke
erschossen zu haben. E. gilt in der
Neonazi-Szene als bestens ver-
netzt. Auf der Liste der rechten
Hacker-Gruppe aus Brandenburg
findet sich Lübckes Name nicht.

24522 Namen auf
der Nordkreuz-Liste
Politiker, Künstler, Punks und linke Aktivisten stehen im Visier

der rechtsextremen Terrorgruppe / Von Jörg Köpke

U RTEILE

Ein 39-Jähriger ist vom Oberlandesge-
richt Dresden wegen Mitgliedschaft in
der rechtsterroristischen Vereinigung
„Oldschool Society“ (OSS) zu einem
Jahr und fünf Monaten Haft auf Bewäh-
rung verurteilt worden. Das Gericht
sah es als erwiesen an, dass Marco K.
der Gruppe seit ihrer Gründung im
August 2014 angehörte.

Der frühere Co-Trainer der Biathlon-
Nationalmannschaft, Andreas Stitzl,
aus Bergen im Chiemgau bekommt
wegen des Verdachts der Nähe zur
„Reichsbürger“-Bewegung seinen Waf-
fenschein nicht zurück. Das hat das
bayerische Verwaltungsgericht in
München entschieden. epd

Anhänger der „Identitären Bewegung“ in Berlin. Die Identitären gelten als die geistigen Brandstifter der rechtextremen Szene, die mit Schwarzen Listen Angst verbreiten will. DPA

Identitäre offiziell
rechtsextremistisch
Verfassungsschutz stuft Bewegung neu ein /
Positionen nicht vereinbar mit Grundgesetz

VO N M A R K U S D E C K E R

Das Bundesamt für Verfassungs-
schutz erhöht nach dem Mord

an dem Kasseler Regierungspräsi-
denten Walter Lübcke den Druck
auf die rechtsextremistische Szene
und stuft die „Identitäre Bewegung
Deutschland“ (IBD) hoch. Dies gab
das Amt am Donnerstag bekannt.
Die IBD gilt jetzt nicht mehr wie
seit 2016 als Verdachtsfall, sondern
als gesichert rechtsextremistische
Bestrebung. Das ist nach dem Prüf-
und dem Verdachtsfall die dritte von
vier Kategorien – in zunehmender
Nähe zum Verbot – und erlaubt ver-
schärfte Beobachtung.

In der Mitteilung heißt es, die
IBD ziele letztlich darauf ab, Men-
schen mit außereuropäischer Her-
kunft von der demokratischen
Teilhabe auszuschließen, weil aus
Sicht der Bewegung Menschen
ohne gleiche ethnische Vorausset-
zungen niemals Teil einer gemein-
samen Kultur sein könnten. Dies
verstößt nach Einschätzung des
Amtes unter anderem gegen Arti-
kel 116 Grundgesetz, in dem es
heißt: „Deutscher im Sinne dieses
Grundgesetzes ist vorbehaltlich
anderweitiger gesetzlicher Rege-
lung, wer die deutsche Staatsan-
gehörigkeit besitzt.“

Die 2012 nach französischem
Vorbild gegründete IBD hat zwar
nur rund 600 Mitglieder. Sie be-
greift sich allerdings als intellektu-
elle Speerspitze, besteht vielfach
aus Mitgliedern mit akademischem
Hintergrund und hat in den ver-
gangenen Jahren unter anderem
durch flüchtlingsfeindliche Aktio-
nen auf sich aufmerksam gemacht.

Außerdem gilt die IBD als in-
ternational gut vernetzt. Sie unter-
hält unter anderem Kontakte zum
Chef der Identitären in Österreich,

Martin Sellner, der wiederum
Kontakte unterhielt zum rechtsex-
tremistischen Attentäter von
Christchurch, der dort Mitte März
in zwei Moscheen 50 Menschen
tötete. Der Australier spendete
den österreichischen Identitären
im Januar letzten Jahres 1500
Euro. Auch die IBD lebt unter an-
derem von Spenden sowie vom
Verkauf von Propagandamaterial.

Der Präsident des Bundesam-
tes für Verfassungsschutz, Thomas
Haldenwang, sagte zu der Hoch-
stufung: „Der Bundesverfassungs-
schutz steht fremdenfeindlicher
und demokratiefeindlicher Ideolo-
gie nicht tatenlos gegenüber. Als
Frühwarnsystem dürfen wir unser
Augenmerk nicht nur auf gewalt-
orientierte Extremisten legen, son-
dern müssen auch diejenigen im
Blick haben, die verbal zündeln.“
Er fügte hinzu: „Diese geistigen
Brandstifter stellen die Gleichheit
der Menschen oder gar die Men-
schenwürde an sich in Frage, re-
den von Überfremdung, erhöhen
ihre eigene Identität, um andere
abzuwerten und schüren gezielt
Feindbilder.“ Angesichts dessen
dürfe es keine Toleranz geben.

Seit der Amtsübernahme Hal-
denwangs hat das Bundesamt für
Verfassungsschutz den Druck auf
die rechtsextremistische Szene
spürbar erhöht. So ließ er die AfD
zum Prüffall erklären und den
radikalen „Flügel“ der Partei so-
wie deren Jugendorganisation
„Junge Alternative“ (JA) zum Ver-
dachtsfall; zwischen der IBD und
der JA gibt es Schnittmengen.
Auch war der Rechtsextremismus
zuletzt Hauptthema des jährlichen
Verfassungsschutz-Symposiums.
Dort wurde vor wachsender An-
schlussfähigkeit an die Mitte der
Gesellschaft gewarnt.

FrankfurterRundschau FREITAG, 12. JULI 2019* 75. JAHRGANG Nr. 159 Thema des Tages 3
2

WAS K Ö N N E N BETROFFENE T U N ?

Mit dem Tod bedroht zu werden oder
zu erfahren, dass der eigene Name
auf einer Schwarzen Liste von Rechts-
extremen steht, lässt die wenigsten
kalt. Doch besonders Menschen, die
das zum ersten Mal erleben, wissen oft
nicht, wie sie damit umgehen sollen.

Dokumentieren: Screenshots von
Facebook-Posts oder dem Impressum
einer Hetzseite sind wichtig, um die
Drohungen rückverfolgen zu können.

Unterstützung suchen: Als erste
Anlaufstelle eignen sich spezialisierte
Beratungsstellen. In Hessen berät
etwa „Response“ (www.response-hes-
sen.de) Betroffene von rechter und
rassistischer Gewalt. Dort bekommen
sie etwa Anwälte oder Therapeuten
vermittelt und werden dabei unter-
stützt, Anzeige zu erstatten, wie Bera-
terin Olivia Sarma erklärt. Wenn die
Betroffenen es wünschen, macht
„Response“ die Fälle auch öffentlich.

Anzeigen: Chan-jo Jun, Anwalt für
IT-recht und Experte auf dem Gebiet,
rät bei Morddrohungen immer zur
Anzeige. Allerdings warnt er, die Erfah-
rung könne frustrierend sein. Mord-
drohungen würden oft nicht ernst
genug genommen. Zudem liege das
höchstmögliche Strafmaß bei nur
einem Jahr: „Genauso viel wie für
Schwarzfahren.“

Auskunft verlangen: Auch wer nur
fürchtet, auf einer Schwarzen Liste zu
stehen, kann etwas tun. Laut Rechtsan-
walt Jun muss die Polizei zwar nicht in
jedem Fall proaktiv informieren. Wenn
Betroffene aber selbst anfragen, ob bei
der Polizei personenbezogene Daten
von ihnen im Zusammenhang mit Lis-
ten aus der rechten Szene gespeichert
sind, ist die Behörde auskunftspflichtig.
Bürger können sich dabei auf das In-
formationsfreiheitsgesetz und auf die
Datenschutz-Grundverordnung beru-
fen. lic

„In diesem Land gibt es einen
Bodensatz alter und neuer Nazis“
FR-Leser Manfred Kirsch engagiert sich gegen rechts. Seine Kritik
an der AfD hat ihn zum Ziel von Morddrohungen werden lassen

Herr Kirsch, Sie haben eine
Morddrohung erhalten mit der
Aufforderung, sich mit Ihrer
Hetze gegen die AfD zurückzu-
nehmen. Wie haben Sie gegen
die AfD gehetzt?
Ich habe nicht gegen die AfD ge-
hetzt, sondern habe politisch ar-
gumentiert und dabei eine schar-
fe Sprache gewählt, die aber ge-
rechtfertigt ist. Es ist zwar gefähr-
lich, sich gegen rechts zu enga-
gieren, aber noch gefährlicher
wäre es, den Rechten freie Bahn
zu lassen, denn dann hätten sie
gewonnen.

Wie lautet die komplette Dro-
hung?
„Nimm dich mit deiner Hetze ge-
gen die AfD zurück! Noch stehst
du nur auf den hinteren Plätzen.
Aber man steigt auf, wenn die
oberen Plätze frei werden.“ Das
stand handschriftlich auf dem Pa-
pier eines Presseberichts mit dem
bekannten Zeitungsfoto von Wal-
ter Lübcke. Gerade eben war die
Polizei bei mir, weil ich eine wei-
tere Schmähschrift bekommen
habe, ebenfalls handschriftlich
verfasst. Da hat mir jemand ge-
schrieben: „Hass macht hässlich.
Das sieht man dir an, du A...“

Was macht Sie Ihrer Meinung
nach zu einem Ziel für solche
Drohungen? Ihre Leserbriefe?
Ich engagiere mich seit meiner
Jugend politisch. Mit 15 Jahren
bin ich in die SPD eingetreten.
Seitdem habe ich mich gegen
rechts engagiert. Darum bin ich
ausgetreten, als die SPD 1993
beim „Asylkompromiss“ mit-
machte, und 2018 wieder einge-
treten, als Martin Schulz die SPD
zum Bollwerk gegen rechts aus-
rief. Ich tue aber eigentlich
nichts Ungewöhnliches. Ich
schreibe zum Beispiel Leserbrie-
fe und organisiere Demonstra-
tionen in Neuwied gegen rechts,
etwa als der AfD-Vorsitzende
Jörg Meuthen auftrat. Ich glaube,
dass die Verfassung das verlangt
und dass diese Verfassung die
beste ist, die wir in Deutschland
bisher hatten mit ihrer großen
Wehrhaftigkeit. Diese Wehrhaf-
tigkeit wird allerdings nicht mit
größter Überzeugung gelebt.
Viele Deutsche sind nach mei-
nem Eindruck Schönwetterde-
mokraten. Aber in den vergange-
nen zehn Jahren erlebe ich im-
mer schärfere Reaktionen.

In Ihren Leserbriefen wählen Sie
eine klare Sprache: „brauner
Sumpf“, „Feinde der Demokra-
tie“ – Sie sind nicht gerade nett
zur AfD.
Das ist meine Meinung, die von
der Meinungsfreiheit gedeckt ist.
Aber die Hemmschwelle zu ver-
baler Gewalt sinkt. 1981 gab es die
Sinus-Umfrage, die erstmals fest-
stellte, dass 13 Prozent der Deut-
schen ein ideologisch geschlosse-
nes rechtsextremes Weltbild ha-
ben. 1992 hatten wir den An-
schlag von Mölln, 1993 Solingen,
dann kamen das Kölner Attentat
und die NSU-Morde. Eine Verro-
hung der Sprache setzte ein, mit
der auch eine Verrohung unserer

Gesellschaft einhergeht. Es gibt
jedenfalls eine allgemeine Radi-
kalisierung in der Bundesrepu-
blik. Ich bin sicher nur einer von
vielen, der das spürt. Ich fürchte
mich davor, dass bei Polizei und
Bundeswehr ein rechtes Potenzial
vorhanden sein könnte, das der
Bundesrepublik gefährlich wer-
den könnte.

Wie gehen Sie mit diesen Droh-
briefen um?
Ich gehe jedenfalls nicht in die
innere Emigration. Wir haben es
mit Gewalt von rechts zu tun, die
sowohl körperlich als auch psy-
chisch ausgeübt wird. Inzwi-
schen haben wir rund 200 Opfer
rechten Terrors seit Gründung
der Bundesrepublik. Das beweist,
dass die Rechten bereit sind, eis-
kalt ihre mörderische Ideologie
umzusetzen.

Was haben Sie unternommen,
um sich zu schützen?
Zuerst musste ich mich psy-
chisch schützen, mit Verdrän-
gung. Das kann ich ganz gut.
Dann habe ich die Polizei einge-
schaltet, die unter anderem eine
sicherheitstechnische Untersu-
chung meiner Wohnung vorge-
nommen hat. Es werden nun ei-
nige Maßnahmen eingeleitet wie
Panzerverriegelung.

Können Sie sich an die rechten
Drohungen gewöhnen?
Nicht gewöhnen, aber abfinden.
Viel wichtiger ist, dass Öffent-
lichkeit hergestellt wird. Das
würde ich auch jedem raten, der
bedroht wird: dass er zur Polizei
geht und die öffentliche Presse
informiert. Ich will mich nicht
als Beispiel für Zivilcourage dar-
stellen, aber ich versuche, so zu
leben.

Die Morddrohung war schon der
zweite Vorfall dieser Art. Der
erste liegt gut ein Jahr zurück.
Was ist damals passiert?
Im Frühjahr 2018 sprühten Unbe-
kannte Hakenkreuz und Nazipa-
rolen. Sie wollten Juden, Außen-
minister Heiko Maas, Minister-
präsidentin Malu Dreyer und
mich „ins Gas schicken“, war da
zu lesen.

Eine illustre Gesellschaft, in der
Sie sich da befinden.
Malu Dreyer hat sich geweigert,
an Talkrunden mit AfD-Politi-
kern teilzunehmen. Sie wollte sie
nicht salonfähig machen. Heiko

Maas hat immer gesagt, dass er
wegen Auschwitz in die Politik
gegangen ist. Warum ich in ei-
nem Atemzug mit den beiden ge-
nannt wurde, weiß ich nicht. Das
kann ich mir eigentlich nur da-
durch erklären, dass ich konse-
quent jahrelang Stellung nehme
zu rechtsextremen Themen. In
diesem Land ist es ein Grundthe-
ma, dass es einen Bodensatz von
alten und neuen Nazis gibt. Die
alten haben mit Gründung der
Bundesrepublik ihre Vergangen-
heit verschleiert.

In der FR erscheinen regelmäßig
Leserbriefe von Ihnen. Wo noch?
In der Rheinzeitung, ab und zu in
der Süddeutschen, gelegentlich
im Bonner Generalanzeiger. Aber
die FR ist immer die erste Zei-
tung, in die ich sehe.

Der Urheber der Morddrohung
will anscheinend die AfD be-
schützen.
Ich glaube, dass er ein AfD-An-
hänger ist. Alles weist darauf hin,
dass die AfD nicht rechtspopulis-
tisch, sondern rechtsextrem ist,
von Höckes „Flügel“ über die Vo-
gelschiss-Geschichte von Gau-
land und die Messermänner von
Weidel. Mit den Werten des
Grundgesetzes haben sie nichts
zu tun, sondern sie sind Demo-
kratiefeinde. Rechts heißt das
Recht des Stärkeren. Genau diese
Auffassung spricht aus der Mord-
drohung. Dabei ist die soziale
Frage nur das eine. Da hat Ger-
hard Schröder Verwundungen
hinterlassen, aber das kann nie-
mals rechtfertigen, dass man als
Schwacher in dieser Gesellschaft
noch Schwächere schlägt, diskri-
miniert und tötet.

Die AfD versucht allerdings,
rechtsstaatlich zu wirken.
Ja, das tut sie, Ich sehe mit Sorge
auf die Wahlen in den neuen
Bundesländern, und ich hoffe,
dass in der CDU niemand ernst-
haft mit dieser Partei zusammen-
arbeiten wird. Ich appelliere an
alle Demokraten, dass sie diese
Radikalisierung des Alltags der
Republik nicht hinnehmen. Wir
dürfen uns nicht daran gewöh-
nen. Sonst brechen die Dämme
der Humanität.

Der rheinland-pfälzische Verfas-
sungsschutz hat jetzt eine Task
Force namens „Gewaltaufrufe
rechts“ gebildet. Das hätte ei-
gentlich schon viel früher pas-
sieren können, oder?
Nicht können, sondern müssen.
Als der RAF-Terror Einfluss
nahm, da waren die Reaktionen
viel klarer. In der Vergangenheit
waren vor allem Linke von der
Wehrhaftigkeit unserer Ordnung
betroffen. Ich bin froh, dass die
Task Force jetzt gebildet wurde,
aber es zeigt auch, dass wir auf
dem rechten Auge blind waren.

Sind wir es nicht mehr?
Doch, aber es ist etwas passiert,
es gibt eine gewisse Sensibilisie-
rung. Das hoffe ich wenigstens.

INTERVIEW: LUTZ BÜGE

ZUR P E R SO N

Manfred Kirsch ist Jahrgang 1955,
lebt in Neuwied, engagiert sich
unter anderem auch für Amnesty
International und liest die FR seit
50 Jahren. Er ist regelmäßiger
Leserbriefautor. BILD: PRIVAT
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